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Der Bundesminister für Wohnungsbau 

I B 2 - 2336-15/1/61 


Bad Godesberg, den 17. Juli 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Genehmigung von Bauanträgen für den Wohnungsbau 

Bezug ; Kleine Anfrage der Abgeordneten Josten, Dr. Götz, 
Stauch und Genossen 
— Drucksache 2948 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu 1. 

Landschaftsschutzverordnungen beruhen auf dem als Landes- 
recht fortgeltenden Reichsnaturschutzgesetz vom 26. Juni 1935 
und der Durchführungsverordnung vom 31. Oktober 1935. Das 
Ausmaß der Baubeschränkungen in den sogenannten geschütz- 
ten Landschaftsteilen ergibt sich aus den genannten Rechts- 
vorschriften und den Grundsätzen, die die Rechtsprechung zu 
ihrer Auslegung entwickelt hat. 

„Industrieanlagen und große Reklamewerbungen" werden in 
aller Regel dem Zweck der Landschaftsschutzverordnung zu- 
widerlaufen und daher unzulässig sein. Der Bundesregierung 
ist auch nicht bekannt, daß in den unter Schutz gestellten 
Landschaftsteilen derartige Anlagen unter Verletzung der 
gesetzlichen Vorschriften errichtet worden sind. Andere Beur- 
teilungsmaßstäbe können dagegen im Einzelfall bei Anlagen 
angebracht sein, die dem Interesse der Allgemeinheit dienen 
und aus zwingenden sachlichen Erwägungen in einem solchen 
Gebiet errichtet werden müssen, wie z. B. „Überlandleitungen". 
Bauvorhaben, auch Wohnungsbauvorhaben, bei denen diese 
besonderen Voraussetzungen nicht vorliegen, können dagegen 
nicht zugelassen werden, wenn sie sich in die Eigenart der 
zu schützenden Landschaft nicht einfügen. 

In diesem Zusammenhang ist noch auf folgendes hinzuweisen : 
Die Bundesregierung hat sich von jeher der Förderung des 
Wohnungsbaues im Rahmen eines neuzeitlichen Städtebaues 
besonders angenommen. Auf ihre Vorlage hin hat der Bun- 
destag nach mehrjährigen Beratungen im vergangenen Jahr 
das Bundesbaugesetz verabschiedet. Es bietet den Gemeinden 
ausreichende Handhaben, um eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung herbeizuführen. Die Gemeinden sind im Rahmen 
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ihrer Selbstverwaltung verpflichtet, in ausreichendem Umfange 
Baugebiete, insbesondere für den Wohnungsbau, in ihren 
Bauleitplänen auszuweisen. Dabei sind nicht nur die Wohn- 
bedürfnisse der Bevölkerung, sondern u. a. auch gleichzeitig 
die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes zu berück- 
sichtigen. Sofern die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde 
es erfordert, und nicht überwiegende Belange des Natur- oder 
Landschaftsschutzes entgegenstehen, können in einem verein- 
fachten Verfahren auch unter Schutz gestellte Landschaftsteile 
ganz oder teilweise in die Baugebiete einbezogen werden. 

Das Bundesbaugesetz geht davon aus, daß die Bautätigkeit 
grundsätzlich auf Gebiete zu beschränken ist, die planmäßig 
als Baugebiete ausgewiesen worden sind. Ohne eine solche 
Regelung ist eine geordnete bauliche Entwicklung der Gemein- 
den nicht zu erreichen. Diese bedingt, daß in den Außen- 
bereichen grundsätzlich nur solche Bauvorhaben zulässig sind, 
die ihrer Natur nach dorthin gehören wie z. B. Gebäude für 
landwirtschaftliche Betriebe. Sonstige Vorhaben können nur 
ausnahmsweise und nur dann zugelassen werden, wenn ihnen 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Eine Verletzung 
öffentlicher Belange ist nach ausdrücklicher gesetzlicher Vor- 
schrift insbesondere immer dann gegeben, wenn unwirtschaftliche 
Aufwendungen für Straßen und Versorgungseinrichtungen die 
Folge wären, wenn die natürliche Eigenart der Landschaft 
beeinträchtigt würde oder zu befürchten ist, daß eine Splitter- 
siedlung entstehen würde. Die Bauvorhaben im Außenbereich 
sind also bereits durch das Bundesbaugesetz auf Ausnahme- 
fälle beschränkt. In sogenannten geschützten Landschaftsteilen, 
die sich ihrem Wesen nach regelmäßig auf den Außenbereich 
beziehen, gelten diese Gesichtspunkte in verstärktem Maße. 
Deshalb kommt der Aufgabe der Gemeinden besondere Bedeu- 
tung zu, innerhalb ihres Baubereiches ausreichende Baugebiete 
auszuweisen, insbesondere auch solche Gebiete, die für die 
Unterbringung von Familienheimen geeignet sind. 

Zu 2. 

Die Durchführung des Wohnungsbaues liegt nach dem Grund- 
gesetz sowie dem 11. WoBauG bei den Ländern. Sie regeln 
insbesondere das Bewilligungsverfahren für die Vergabe der 
öffentlichen Mittel, die zur Förderung des Wohnungsbaues 
bereitgestellt werden. Die öffentlichen Mittel, mit denen sich 
der Bund an der Finanzierung des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues beteiligt, werden auf die Länder verteilt. Diese 
Mittel werden zusammen mit den von den Ländern bereitge- 
stellten eigenen Mitteln auf Grund der von den Ländern er- 
lassenen Förderungsbestimmungen eingesetzt. 

In den vergangenen Jahren hat sich der BMWo fortgesetzt 
bemüht, die Länder bei der Beseitigung verwaltungsmäßiger 
Schwierigkeiten und bürokratischer Hemmungen bei der Durch- 
führung des sozialen Wohnungsbaues zu unterstützen. So 
ist es z. B. gelungen 
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a) einheitliche Förderungsbestimmungen in den Ländern zu 
schaffen, wobei lediglich besonderen Verhältnissen einzelner 
Länder Rechnung getragen wurde; 

b) im Bewilligungsverfahren für die öffentlichen Mittel die 
Zahl der Vordrucke und Formulare weitgehend einzu- 
schränken und zu vereinheitlichen und damit zu erreichen, 
daß die Bewilligung der öffentlichen Mittel einfacher und 
schneller vor sich geht. U. a. kann jetzt nach § 49 des 
11. WoBauG zum Bau von Familienheimen durch Einzel- 
bauherren das der nachstelligen Finanzierung dienende 
öffentliche Baudarlehen auf Antrag des Bauherrn ohne 
Vorlage einer Wirtschaftlichkeitsberechnung oder auf Grund 
einer vereinfachten Wirtschaftlichkeitsberechnung bewilligt 
werden; 

c) einen wichtigen Schritt zur Vereinfachung des Bewilligungs- 
verfahrens durch den Erlaß vom 3. August 1959 zu tun, 
der auch zugleich der Beseitigung von Sonderprogrammen 
im Wohnungsbau dient. Der Erlaß, den der Bundesminister 
für Wohnungsbau im Einvernehmen mit dem Herrn Bun- 
desminister der Finanzen und dem Herrn Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte heraus- 
gegeben hat, bezieht sich auf den Einsatz der Bundesmittel, 
die für den Wohnungsbau zugunsten von Zuwanderern 
aus dem sowjetischen Besatzungsgebiet sowie von Aussied- 
lern und ihnen gleichgestellten Personen bestimmt sind. 
Danach sind die für die Wohnungsbeschaffung zugunsten 
dieses Personenkreises vom Bund bereitgestellten Mittel 
im Rahmen des allgemeinen sozialen Wohnungsbaupro- 
gramms einzusetzen und können schon im Stadium der 
Bewilligung auch zugunsten anderer Bevölkerungskreise 
vergeben werden, soweit sichergestellt ist, daß die Zuwan- 
derer und Aussiedler im vorhandenen Wohnungsbestand 
dauernd wohnungsmäßig zumutbar untergebracht werden. 

Darüber hinaus läßt sich der BMWo bei der Verteilung der 
Bundesmittel besonders angelegen sein, einen einheitlichen 
Einsatz der öffentlichen Mittel unter Beachtung einheitlicher 
bautechnischer Bestimmungen und von Vorschriften der Ver- 
dingungsordnung für Bauleistungen zu gewährleisten. Er erläßt 
hierzu alljährlich bei der Verteilung der Bundeshaushalts- 
mittel für den öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 
Einsatzrichtlinien, die von den Ländern als Auflage zu beach- 
ten sind. 

Zu 3. 

Die Entscheidungen über Bauanträge werden von den Bau- 
genehmigungsbehörden der Länder getroffen. Soweit die Ge- 
meinden ihre Aufgabe, Bauleitpläne aufzustellen, erfüllt haben, 
bereitet die Beurteilung des Bauantrages nach den Vorschriften 


3 



Drudcsadie 2973 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


des Bundesbaugesetzes keine Schwierigkeit. Besprechungen mit 
den zuständigen Obersten Landesbehörden haben ergeben, daß 
von Länderseite aus alles getan wird, um die Gemeinden zur 
Aufstellung von Bauleitplänen zu veranlassen. Gleichzeitig 
sind in diesen Besprechungen, die auch in Zukunft durchge- 
führt werden, Zweifelsfragen bei der Anwendung des Bundes- 
baugesetzes erörtert worden mit dem Ziele, zu einer ein- 
fachen Handhabung der Vorsdiriften zu gelangen. Das wird 
zu einer Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens führen. 

Die Bundesregierung ist bereit, im Rahmen dieser Besprechun- 
gen sich dafür einzusetzen, daß die im Baugenehmigungsver- 
fahren ebenfalls zu beachtenden landesrechtlichen Vorschriften 
des Bauaufsichtsrechts mit der gleichen Zielsetzung gehand- 
habt werden. 


In Vertretung 


Dr. Ernst 



